Kreisverbandskonferenz 2012

Sehr geehrter Herr Kreisverbandsvorsitzender, lieber Herr Maschek,

sehr geehrter Herr Landesverbandsvorsitzender,

liebe Ortsverbandsvorsitzende des VdK, 

liebe Mitglieder des Kreisverbands,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich bedanke mich ganz herzlich für die Einladung zu Ihrer Kreisverbandskonferenz und freue mich, dass ich die Gelegenheit habe, ein paar Worte zu Ihnen zu sprechen.


Der Sozialverband VdK trägt mit seiner Arbeit wesentlich dazu bei, dass sozial benachteiligte Menschen, Menschen die von Krankheit oder Behinderung betroffen sind, Rentnerinnen und Rentner, Arbeitslose, Hartz IV- und Grundsicherungsempfänger eine starke Vertretung haben und bei den Gesetzgebern in Bund Land und Kommunen Gehör finden. Ich möchte Sie ausdrücklich ermutigen, in Ihrer Arbeit fortzufahren und Ihre Interessen kraftvoll zu vertreten.

Sie interessieren sich natürlich dafür, wie die Sozialpolitik der grün-roten Landesregierung aussieht. Im Folgenden möchte ich Sie über die wesentlichen Punkte informieren.

Was tut die grün-rote Landesregierung für die Seniorinnen und Senioren?


Älterwerden hat für viele Seniorinnen und Senioren einen neuen Stellenwert erhalten: Der Anstieg der Lebenserwartung, fortgeschrittene Möglichkeiten der medizinischen Behandlung und Rehabilitation im Krankheitsfall, ein im Durchschnitt früherer Ausstieg aus dem Berufsleben sowie der Wandel in Familie und Gesellschaft insgesamt sind hierbei wichtige Faktoren. 

Ich sehe aber auch ganz klar, dass mit dem Älterwerden neben diesen positiven Aspekten auch das Risiko chronischer Krankheit oder zumindest der Einschränkung von Mobilität verbunden ist. 

2050 werden 39 % in Baden-Württemberg mindestens 60 Jahre alt sein; heute sind dies nur 24 %. 

Die Zahl der hochbetagten Menschen im Alter von mindestens 85 Jahren wird überdurchschnittlich stark ansteigen und zwar von 196.000 im Jahr 2005 auf rund 770.000 im Jahr 2050.

Damit stellen sich neue Herausforderungen für eine Politik für ältere Menschen. Für die Zukunft sollen durch die weitere finanzielle Förderung von Maßnahmen im ambulanten, teilstationären und stationären Pflegebereich, im Vor- und Umfeld der Pflege sowie in der geriatrischen Rehabilitation die Voraussetzungen geschaffen werden, damit die Seniorinnen und Senioren auch im hohen Alter weiterhin ein Leben in weitgehender Selbstbestimmtheit und Selbstständigkeit führen können. 

Seniorinnen und Senioren sollen also in die Lage versetzt werden, altersbedingte Krankheiten und ihre Folgen mit der notwendigen professionellen Unterstützung besser zu bewältigen.

Der weitere Auf- und Ausbau einer pflegerischen Infrastruktur sowie von Hilfen im Vor- und Umfeld der Pflege geschieht in enger Zusammenarbeit mit den Partnern in den Landkreisen und den Kommunen sowie in den Verbänden und Organisationen des Sozial- und Gesundheitsbereichs.

Neben der demografischen Entwicklung spielt aber auch die Frage eine wichtige Rolle, wie die Situation von Menschen, deren Berufsleben holprig und steinig verläuft, verbessert werden kann.

Zur Integration von Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt und zur Sicherung des Fachkräftebedarfs hat die grün-rote Landesregierung das Landesprogramm „Gute und sichere Arbeit“ aufgelegt.

Mit den Bausteinen sollen Lücken im bestehenden Fördersystem geschlossen und gleichzeitig der Nachweis geführt werden, dass eine Weiterentwicklung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente im Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) auf Bundesebene sinnvoll und zweckmäßig ist. Daneben werden mit dem Programm Arbeitslosenberatungszentren und Beschäftigungsförderstellen modellhaft unterstützt.


Das Landesprogramm „Gute und sichere Arbeit“ ist konsequent auf die derzeit auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt benachteiligten Zielgruppen ausgerichtet. 

Zu den Zielgruppen gehören im Wesentlichen:

• Jüngere Menschen ohne Berufsausbildung,

•  Langzeitarbeitslose mit mehrfachen Vermittlungshemmnissen, insbesondere Alleinerziehende, Ältere, Menschen mit Migrationshintergrund, aber auch Menschen mit gesundheitlichen Einschränkungen.


Mit der modellhaften Entwicklung eines sozialen Arbeitsmarktes ermöglicht das Land Langzeitarbeitslosen mit mehrfachen Vermittlungshemmnissen eine sozialpädagogisch begleitete, sozialversicherungspflichtige Beschäftigung.

Die ehemals Langzeitarbeitslosen sollen aufgrund einer sinnvollen Beschäftigung wieder aktiver Teil der Gesellschaft sein. 

Dabei handelt es sich um sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse mit einem Lohn von regelmäßig nicht unter Euro 8.50, also „gute Arbeit“ auch für Benachteiligte. 

Für Arbeitgeber soll die Anstellung eines Langzeitarbeitslosen dadurch interessant gemacht werden, dass der Staat – also der Steuerzahler – zweieinhalb Jahre lang den Großteil des Gehalts übernimmt. 

Der "Passiv-Aktiv-Tausch" wird in Baden-Württemberg 2012 mit zehn Millionen Euro gefördert, jeweils zur Hälfte aus dem Landeshaushalt und dem Europäischen Sozialfonds.



Nun möchte ich noch auf eine Gruppe von Menschen eingehen, die es auf dem Arbeitsmarkt besonders schwer haben: die Menschen mit Behinderung.



In Baden-Württemberg wird die Initiative Inklusion in drei Handlungsfeldern umgesetzt:

• Handlungsfeld eins ist die Berufsorientierung für schwerbehinderte junge Menschen,

• Handlungsfeld zwei ist die Schaffung neuer Ausbildungsplätze für diese jungen Menschen und

• Handlungsfeld drei ist die Schaffung von Arbeitsplätzen für ältere schwerbehinderte Menschen.

Seit Inkrafttreten der UN-Behindertenkonvention im Jahr 2009 liegt der Schwerpunkt der Behindertenhilfe auf Selbstbestimmung und Teilhabe. 

Im Mittelpunkt steht die Frage, wie behinderte und nicht behinderte Menschen trotz unterschiedlicher Voraussetzungen und Fähigkeiten gemeinsam in den Städten und Gemeinden in Baden-Württemberg leben, lernen, wohnen, arbeiten und die Freizeit verbringen können.



Zur Förderung von Investitionen in Behinderteneinrichtungen stellt das Sozialministerium jetzt in einer zweiten Tranche 5,6 Mio. Euro bereit. In einer ersten Tranche waren im Juni 2012 bereits 7,4, Mio. Euro ausbezahlt worden. Insgesamt fließen in diesem Jahr rund 19,5 Mio. Euro in mehreren Tranchen an solche Einrichtungen.



Die grün-rote Landesregierung will mit dieser Förderung dazu beitragen, dass die Inklusion von Menschen mit Behinderungen vorangetrieben wird. Wir wollen Menschen mit Behinderung in die Lage versetzen, ihr Leben selbst bestimmen und gestalten zu können. Deshalb wird über die Investitionsförderung insbesondere auch das Angebot an alternativen Wohnformen verbessert.



Mit dem Investitionsförderprogramm für Behinderteneinrichtungen erleichtert das Land Menschen mit Behinderung eine unabhängige Lebensführung und eine Einbeziehung in die Gemeinschaft.



Wir wollen uns auch künftig dafür einsetzen, dass das Land mit der Investitionsförderung in der Behindertenhilfe dazu beiträgt, dass ein landesweites, qualitativ und quantitativ hochwertiges Netz an Einrichtungen für Menschen mit Behinderung besteht.

Auch psychisch kranke Menschen, die Schwierigkeiten haben ihren Alltag alleine zu bewältigen und einer geregelten Arbeit nachzugehen, brauchen ein gutes und niederschwelliges Unterstützungsangebot. Das leisten die sozialpsychiatrischen Dienste. Durch ihre Beratungs- und Gesprächsangebote, sowie regelmäßige Kontakte unterstützen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diese Menschen und helfen Klinikaufenthalte zu vermeiden. 

Die Landesregierung hat die Mittel für die Sozialpsychiatrischen Dienste für 2012 deutlich aufgestockt und plant ein Psychischkrankenhilfegesetz für Baden-Württemberg, in dem diese Hilfen künftig verbindlich geregelt werden sollen. Damit wird die Arbeitsfähigkeit der Dienste dauerhaft gewährleistet.


Für uns als Gesellschaft muss es selbstverständlich sein, dass Menschen mit Behinderungen ihre Menschenrechte, Grundrechte und Wahlmöglichkeiten in gleicher Weise wahrnehmen können und dürfen, wie es für nicht behinderte Menschen selbstverständlich ist.


Nun bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche der heutigen Versammlung noch einen guten Verlauf, angeregte Diskussionen und gute Beratungen.
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